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Besondere Geschäftsanweisung - Nachhaltigkeit in 
den Vergaben der Stadt Augsburg  
(GA-Nachhaltige Vergaben)  

 

1. Allgemeiner Teil  
 
1.1  Rechtscharakter 
 
Diese Geschäftsanweisung ist eine besondere Geschäftsanweisung im Sinne der 
Allgemeinen Geschäftsanweisung der Stadt Augsburg (AGA). Die GA-Nachhaltige 
Vergaben ist eine innerdienstliche Verwaltungsvorschrift, die für alle Beschäftigten 
verbindlich ist.  
 
 
1.2  Geltungsbereich 

Die GA-Nachhaltige Vergaben gilt unbeschadet besonderer Dienstanweisungen für 
alle Auftragsvergaben der Dienststellen der Stadtverwaltung einschl. Schulen, der 
kommunalen Eigenbetriebe und die unter Verwaltung der Stadt stehenden rechtlich 
selbständigen und rechtlich unselbständigen Stiftungen.  

Private Unternehmer und Gesellschaften sowie freiberuflich Tätige, die mit der 
Durchführung von städtischen Auftragsvergaben beauftragt werden, sind auf die 
Einhaltung der GA-Nachhaltige Vergaben zu verpflichten. 
 
  
1.3  Inhalt und Zweck der Geschäftsanweisung 

Die GA-Nachhaltige Vergaben enthält Regelungen, die bei der Abwicklung von 
Vergaben zu berücksichtigen sind. 
 
  
1.4  Auslegung 

Bei Zweifeln über die Auslegung der GA-Nachhaltige Vergaben entscheidet der 
Oberbürgermeister. Sachbearbeitende Dienststelle ist das Baureferat. 
 
 
1.5  Projektgruppe GA-Nachhaltige Vergaben 
 
Für die künftige Aktualisierung dieser GA-Nachhaltige Vergaben ist die Arbeitsgruppe 
„Nachhaltige Vergaben“ unter der Leitung der Zentralstelle Vergabewesen im 
Baureferat zuständig.  
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1.6 Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit für die Abwicklung einer Vergabe richtet sich nach der im 
Haushaltsplan festgelegten Bewirtschaftungsbefugnis (AOD-Stelle). Die zuständige 
AOD-Stelle trägt die Gesamtverantwortung dafür, dass die GA-Nachhaltige Vergabe 
beachtet wird. Dies gilt unabhängig davon, ob und in welchem Umfang die Aufgaben 
auf Dritte übertragen werden. Die Gesamtverantwortung der AOD-Stelle besteht 
unabhängig von dem Haftungsumfang freiberuflicher oder sonstiger Auftragnehmer. 

 

2. Definitionen  
 

2.1 Nachhaltige Vergaben 

Die Stadt Augsburg vergibt regelmäßig Aufträge über Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungen. Dabei ist das preisgünstigste Angebot nicht immer das 
wirtschaftlichste, wenn beispielsweise die Folgekosten außer Acht gelassen werden. 
Ebenso werden mit dem preisgünstigsten Angebot nicht immer die Erwartungen in 
ethischer, ökologischer und sozialer Hinsicht erfüllt. 

Die nachhaltige Vergabe ist ein wichtiger Teilbereich des 
Nachhaltigkeitsmanagements. 

Darunter versteht man den Prozess, Vergaben unter Berücksichtigung sozialer, 
ökologischer, ökonomischer und kultureller Aspekte zu tätigen. Damit sollen z.B. 
Produkte beschafft werden, die geringere Folgen für die Umwelt von der Herstellung 
bis zur Entsorgung haben als vergleichbare andere Produkte.  

Die ökologischen und gesundheitsrelevanten Anforderungen an Bauwerke bzw. an 
Materialien müssen in der Planung festgelegt und mit Hilfe der Vergabe umgesetzt 
werden. Die Integration von Nachhaltigkeitsaspekten in die Ausschreibung ist ein 
wichtiger Baustein, um die ökologische und gesundheitsrelevante Qualität zu 
erhöhen. 
 
2.2 Zukunftsleitlinien der Stadt Augsburg 

Mit Beschluss des Stadtrates vom 29.07.2015 (BSV 15/02882) wurden die 
Zukunftsleitlinien als orientierende Grundlage für die Fortführung der nachhaltigen 
Entwicklung der Stadt Augsburg eingeführt (siehe Anlage 1).  

 

2.3 Ökologie 

Die Säule ‚ökologische Nachhaltigkeit‘ umschreibt den schonenden Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen, um unseren Planeten für die nachfolgenden 
Generationen zu erhalten. Dazu gehören der Klimaschutz, das Bewahren der 
Artenvielfalt sowie die Pflege von Landschaftsräumen in ihrem ursprünglichen 
Erscheinen. 
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2.4 Ökonomie 

Die „ökonomische Nachhaltigkeit“ stellt den Anspruch an eine nachhaltige 
Wirtschaftsweise, welche eine dauerhafte Grundlage für den Erwerb und den 
Wohlstand darstellen soll. Um diese dauerhafte Grundlage zu erreichen, darf eine 
Gesellschaft nicht über ihren Verhältnisse leben. 
 
 
2.5 Soziales 

Unter „sozialer Nachhaltigkeit“ versteht sich eine Organisation der Gesellschaft, die 
Diskriminierungen und Barrieren vermeidet und Armut abbaut. 
 
2.6 Kultur 

„Kulturelle Nachhaltigkeit“ meint ein auf gemeinsamen Werten basierendes 
Zusammenleben, das auch faire internationale Zusammenarbeit und nachhaltige 
Konsum- und Lebensstile umfasst. 

 
3. Anwendungsgebiete 
 

3.1 Grundsätzliche Erläuterungen 

Kommunale nachhaltige Vergaben betreffen im Besonderen die Bereiche:  

Produkte: 

• Energie und Ressourcen (z. B. Strom, Wärme, Kälte)  
• Mobilität (z. B. Mobilitätsmanagement, Fuhrpark und Geschäftsreisen)  
• Bürobedarf und Ausstattung (z. B. IT, Möbel, Hygieneartikel)  
• Catering und Geschenke (z. B. nachhaltiges Veranstaltungsmanagement)  
• Abfallmanagement (z. B. durch Beachtung des Recyclingpotentials der 

Produkte). 
• Dienst- und Arbeitskleidung 
• Lebensmittel (in Einrichtungen oder bei Veranstaltungen) 
• Druckerzeugnisse 
• Spielzeug und Sportgeräte (z.B. Bälle). 

 

Produkte im Bereich Bauen: 

• Einsatz möglichst natürlicher, nachwachsender Ressourcen (Holz-, 
Lehmbaustoffe, Hanf, Flachsfaser oder Schafwolle), soweit 
brandschutztechnisch möglich, z. B. Holzbaustoffe mit Nachweis nachhaltiger 
Forstwirtschaft (FSC, PEFC) 

• Natursteine mit Nachweis der Einhaltung von Sozialstandards bei Herkunft aus 
Asien, Afrika oder Lateinamerika 

• Geringer Energieaufwand zur Herstellung 
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• Primärenergieinhalt  (PEI) Berechnung über Energieeinflüsse bei Herstellung, 
Transport und Bearbeitung  

• Transportwege  
• Rückbaumöglichkeit 
• Vermeidung schädlicher Effekte auf die Umwelt (Schwermetalle, Kältemittel, 

flüchtige organische Verbindungen etc.) 
• Emissionsarm 
• Recyclingbaustoffe mit Mindestanteil Recyclingmaterial. 

 

Verfahren 

• Dämmung und Wärmeschutz 
• Baulicher Wärmeschutz durch thermische Hüllen zur Einsparung fossiler 

Energieträger (z. B. Steinwolle, Kork, Wärmeschutzverglasung). 

 

Planung und Anlagentechnik 

• Reduzierung des Energiebedarfs durch erhöhte Energieeffizienz von 
energieverbrauchenden Waren (z. B. Beleuchtung), technischen Geräten oder 
Ausrüstungen 

• Nutzung erneuerbarer Energien: Solarenergie, Geothermie und Biomasse  
• Erstellung eines Energieausweises (Berechnung Bedarfsausweis)  
• Planungskonzept mit Wirtschaftlichkeitsvorbetrachtung der Anlagentechnik  
• Technische Anlagenbeschreibung mit Energiebilanzierungen. 

 

Dienstleistungen 

• Gebäudereinigung 
• Postdienstleistungen. 

 

Die AOD-Stelle hat bei der Vergabe dafür Sorge zu tragen, dass bei der Erstellung, 
Lieferung, Nutzung und Entsorgung der zu beschaffenden Gegenstände sowie bei der 
Herstellung von Bauwerken negative Umweltauswirkungen vermieden werden, soweit 
dies wirtschaftlich vertretbar ist.   

Bei der Vergabe für eine Lieferung von Investitionsgütern sollen in geeigneten Fällen 
neben den voraussichtlichen Anschaffungskosten unter Berücksichtigung des 
Lebenszyklusprinzips die voraussichtlichen Betriebskosten über die Nutzungsdauer, 
die Kosten für den Energieverbrauch  sowie die Entsorgungskosten berücksichtigt 
werden. Im Rahmen der der Vergabe vorangestellten Bedarfsanalyse soll eine 
umweltfreundliche und energieeffiziente Gesamtlösung angestrebt werden (vgl. 5.1 
und 5.2). 

In der Leistungsbeschreibung bzw. im Bekanntmachungstext für eine Ausschreibung 
sollen die Leistungsanforderungen hinsichtlich des Umweltschutzes und der 
Energieeffizienz ausdrücklich genannt werden. Der Nachweis kann durch das 
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Umweltzeichen „Blauer Engel“ oder durch andere geeignete und gleichwertige Mittel 
erbracht werden.  

Beim Kauf bzw. bei der Ersetzung oder Nachrüstung vorhandener technischer Geräte 
und Ausrüstung sind mit der Leistungsbeschreibung im Rahmen der technischen 
Anforderungen von den Bietern Angaben zum Energieverbrauch zu fordern. Dabei ist 
vom Bieter in geeigneten Fällen eine Analyse minimierter Lebenszykluskosten oder 
eine vergleichbare Methode zur Gewährleistung der Wirtschaftlichkeit zu erbringen. 
Die vergaberechtlichen Vorschriften sind zu beachten.  

Technische Spezifikationen mit Umwelteigenschaften oder Auswirkungen bestimmter 
Warengruppen oder Dienstleistungen auf die Umwelt müssen diskriminierungsfrei 
festgelegt werden. Diese müssen in Umweltgütezeichen definiert sein, sich zur 
Definition der Merkmale der Waren oder Dienstleistungen eignen und Gegenstand 
des Auftrags sein. Die Anforderungen an das Gütezeichen müssen auf Grundlage von 
wissenschaftlich abgesicherten Informationen ausgearbeitet und als 
Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen worden sein. Das 
verwendete Gütezeichen muss frei zugänglich und verfügbar sein.  

Andere geeignete Nachweise, insbesondere technische Unterlagen der Hersteller 
oder Prüfberichte anerkannter Stellen, sind ebenfalls zulässig.   

Bei der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots sollen auch Kriterien des 
Umweltschutzes und der Energieeffizienz berücksichtigt werden. Der Auftraggeber 
kann zusätzliche umweltbezogene Bedingungen für die Ausführung des Auftrags 
vorschreiben, wenn diese mit den vergaberechtlichen Vorschriften vereinbar sind, 
insbesondere keinen diskriminierenden Charakter haben, in der Bekanntmachung 
bzw. in den Vergabeunterlagen angegeben werden und keine versteckten 
technischen Spezifikationen, Auswahl- oder Zuschlagskriterien darstellen.   

Bei der Vergabe von Aufträgen, insbesondere von Transportdienstleistungen, soll 
darauf hingewirkt werden, dass bei der Auftragsdurchführung emissionsfreie bzw. 
emissionsarme Fahrzeuge zum Einsatz kommen.  

Im Übrigen wird auf Anlage 4 verwiesen. 

  

3.2 Vorteile umweltfreundlicher Vergaben 

Durch umweltorientierte Vergaben kann die Stadtverwaltung Einfluss auf zukünftige 
Produkt- und Marktentwicklungen ausüben. Indem Umweltkriterien häufiger 
nachgefragt werden, kann der Markt dazu gebracht werden, vermehrt um-
weltfreundlichere und energieeffizientere Produkte anzubieten.  

Die umweltfreundliche Vergabe leistet einen Beitrag zur Reduzierung des 
klimaschädlichen Treibhausgases CO2 und anderer Emissionen. Ebenso trägt sie zur 
Vermeidung der Verwendung von gefährlichen Substanzen und zur Ressourcen- 
schonung bei. Zudem kann sie auch dem Gesundheitsschutz dienen, da schädliche 
Emissionen (beispielsweise von Teppichen, Druckern oder Farben), Lärm und 
gefährliche Inhaltsstoffe reduziert werden.  

Große Potenziale bei den umweltfreundlichen Vergaben hinsichtlich des 
Energieverbrauchs und der Steigerung von Energieeffizienz liegen bei Produkten mit 
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hohem Energiebedarf, wie Fahrzeugen, Innen- und Außenbeleuchtung sowie 
Informations- und Kommunikationstechnologien (IT).   

 

3.3 Energieeinsparung, Energieeffizienz und erneuerbare Energien  

Umweltfreundliche Vergaben fördern Energieeinsparung, Energieeffizienz und den 
Einsatz erneuerbarer Energien (vergleiche Anlage 1, A2 Energie- und Materialeffizienz 
verbessern).  

Bei der umweltfreundlichen Vergabe ist daher nicht nur auf die Energieeffizienz zu 
achten, sondern insbesondere auch auf Substitutionsmöglichkeiten sowie eine 
Hinterfragung der Notwendigkeit der Anschaffung. Ebenso bei der Auswahl des 
Büromaterials, der Dienstleister für den Postversand oder für den Serverbetrieb soll 
die AOD-Stelle auf umweltfreundliche und energieeffizientere Varianten achten.  

 

3.4 Rohstoffeffizienz und Kreislaufwirtschaft   

Umweltfreundliche öffentliche Vergaben tragen zu einem verringerten 
Ressourceneinsatz bei, indem auf die Bestandteile und Materialzusammensetzung 
von Produkten geachtet wird und vorzugsweise diese den Vorrang erhalten, die mit 
möglichst wenigen Rohstoffen auskommen.   

Geräte sollten möglichst lange bei einem hohen Nutzungsgrad verwendet werden. 
Langlebigkeit kann neben entsprechenden Qualitätsvorgaben beispielsweise durch 
Supportgarantien, Wartungsverträge und der Vorhaltung von Ersatzteilen bei den 
Herstellern erreicht werden.   

Konzepte zur gemeinschaftlichen Nutzung ermöglichen es, die Beschaffungen auf ein 
notwendiges Minimum zu reduzieren. Beispielsweise können Carsharing-Angebote 
mit dem öffentlichen Personennahverkehr kombiniert werden, um die Anzahl der 
Dienstwagen zu verringern. Die zunehmende Vernetzbarkeit und Modularisierung von 
IT-Komponenten ermöglicht ebenfalls die Verringerung der notwendigen Geräte. 
Beispielsweise ist durch den Einsatz von Netzwerkdruckern kein Drucker pro 
Arbeitsplatz notwendig.   

Darüber hinaus empfiehlt sich die Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen. 
Nachwachsende Rohstoffe sind land- und forstwirtschaftlich erzeugte Produkte, die 
nicht als Nahrungs- oder Futtermittel Verwendung finden, sondern stofflich oder zur 
Erzeugung von Wärme, Strom oder Kraftstoffen genutzt werden. Heimische Produkte 
sind jedoch aus Gründen der Ökobilanz nach Möglichkeit vorzuziehen. Die Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe kann bei der stofflichen Nutzung Kohlendioxid 
konservieren und dient der Versorgungssicherheit, denn sie können in nahezu allen 
Ländern der Erde gewonnen werden. Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen sind 
oftmals weniger (öko-) toxisch und ihre Herstellung häufig weniger energieaufwändig. 
Bei der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe reicht das Produktspektrum 
von Baustoffen über Papier und Pappe, Werkstoffe, Schmierstoffe, Zwischen- und 
Endprodukte für die chemische Industrie bis hin zu Arzneimitteln, Kosmetika, 
Farbstoffen, Textilien und vielem mehr.   
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Bei der Auswahl vieler Produkte geben verschiedene Umweltzeichen Hinweise 
darauf, inwiefern umweltschädliche und gesundheitsschädliche Stoffe bei der 
Produktion eines Produktes zum Einsatz kommen. Dies hilft den AOD-Stellen dabei, 
sich für eine ökologisch sinnvolle und qualitativ hochwertige Variante zu entscheiden. 
Das bekannteste Umweltzeichen dürfte in Deutschland der Blaue Engel sein. Der 
Blaue Engel belegt z. B., dass bestimmte Kunststoffe, die krebserregende oder 
erbgutverändernde Wirkung entwickeln, nicht verwendet wurden. Außerdem zeigen 
Umweltzeichen, ob Produkte recyclinggerecht, also leicht zerlegbar, konstruiert 
wurden und auch als solche gekennzeichnet sind.   

Darüber hinaus sollte die AOD-Stelle in Betracht ziehen, wie die Produkte nach dem 
Gebrauch den Weg in die Kreislaufwirtschaft finden. Bei Produkten, wie Elektrogeräte 
und Altbatterien, sind hohe ökologische Anforderungen an die Entsorgung zu stellen. 
Nur so wird sichergestellt, dass eine Rückgewinnung der darin enthaltenen wertvollen 
Metalle möglich ist, die bei unsachgemäßer Entsorgung eine aufwendige Förderung 
und Aufbereitung erfordern.   

Generell sollte bei Vergaben auch darauf geachtet werden, Abfall zu vermeiden (z. B. 
durch Vermeidung von (Einweg-) Verpackungen), Naturräume zu schonen und 
Artenschutz zu unterstützen (z. B. durch Förderung umweltschonender 
Rohstoffgewinnung). Regionaler Einkauf und kurze Transportwege fördern diese Aspekte. 

 

3.5 Förderung zukunftsweisender Umwelttechnologien   

Umweltfreundliche, öffentliche Vergaben können Innovationen fördern und den Weg 
für eine breitere Marktanwendung ebnen. Die AOD-Stelle kann dabei die Rolle des 
Erstanwenders übernehmen, der innovative Produkte bereits während der 
Markteinführungsphase nachfragt. 

 

3.6 Berücksichtigung von sozialen Aspekten bei Vergaben 

Soziale Belange mit potenzieller Relevanz bei der Durchführung von 
Vergabeverfahren sind insbesondere:  
 

- Einhaltung der Kern-Arbeitsstandards der internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO), z. B. das Verbot von ausbeuterischer Kinderarbeit und Zwangsarbeit 

- Faire Entlohnung 
- Förderung von Beschäftigungschancen (z. B. von Jugend- und 

Langzeitarbeitslosen; für Angehörige benachteiligter Gruppen) 
- Förderung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderung, insbesondere 

mit Blick auf die Beschäftigungsfähigkeit auf dem regulären Arbeitsmarkt 
- Schaffung von Ausbildungsplätzen 
- Arbeitsplatzsicherheit 
- Teilnahme geschützter Werkstätten oder Beschäftigungsprogramme 
- Förderung von kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) 
- Integrationsförderung 
- Fortbildungsmöglichkeiten 
- Gleichstellungsaspekte (Förderung der Gleichbehandlung der Geschlechter, 

etwa bei der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und in der Bezahlung) 
- Einbeziehung von fairem Handel 
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- Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 
- Stärkere freiwillige Selbstverpflichtung der Unternehmen zu sozialer 

Verantwortung 
- Barrierefreiheit und „Design für alle“ 
- Tarifgebundenheit 
- Schutz tarifvertraglicher Arbeitsbedingungen 
- Bekämpfung von Diskriminierung. 

 
 
4. Rechtsgrundlagen zur Abwicklung von Vergaben der 
Stadt Augsburg 
 

4.1 Gesetzliche Bestimmungen  

Das Vergaberechtsmodernisierungsgesetz (VerRModG) ist am 18.04.2016 in Kraft 
getreten und beinhaltet Änderungen im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) und in der Vergabeverordnung (VgV). 

4.1.1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 

Im GWB wird der wesentliche Ablauf des Vergabeverfahrens abgebildet, wie z. B. 
Leistungsbeschreibung, Eignung, Ausschluss und Zuschlag. 

Nach Vergaberecht sind die Aspekte der Qualität, der Innovation und die sozialen 
und umweltbezogenen Aspekte stärker zu berücksichtigen. 

In Bezug auf nachhaltige Vergaben ist eine Auswahl von damit zusammenhängen-
den Paragraphen aus dem GWB in der Anlage 2 zusammengestellt. 
 
4.1.2 Vergabeverordnung (VgV) 

Die EU-Vergaberechtsmodernisierung zielt darauf ab, das Regelwerk für die Vergaben 
entsprechend den aktuellen Bedürfnissen des Binnenmarktes weiterzuentwickeln und 
innerhalb der Europäischen Union stärker zu vereinheitlichen. Mit den neuen 
Richtlinien werden den Mitgliedstaaten zugleich neue Handlungsspielräume 
eingeräumt. Die Vergabeverfahren sollen effizienter, einfacher und flexibler gestaltet 
und die Teilnahme kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) an Vergabeverfahren 
erleichtert werden. Gleichzeitig ermöglicht es der neue Rechtsrahmen den 
Vergabestellen, die öffentliche Auftragsvergabe stärker zur Unterstützung 
strategischer Ziele zu nutzen. Dazu gehören vor allem soziale, umweltbezogene und 
innovative Aspekte. Dies kommt gerade Unternehmen zugute, die ihrer Verantwortung 
bis hinein in die Produktions- und Lieferketten nachkommen, und setzt Anreize für 
Unternehmen, internationale Standards zur Unternehmensverantwortung einzuhalten 
(z.B. die IAO-Kernarbeitsnormen). Das neue Regelwerk ermöglicht es ferner, den 
Anliegen von Menschen mit Behinderungen besser Rechnung zu tragen. Die 
Richtlinien ermöglichen zudem ein erleichtertes Vergabeverfahren bei sozialen und 
anderen besonderen Dienstleistungen. 
 
In Bezug auf nachhaltige Vergaben ist eine Auswahl von damit zusammenhängenden 
Paragraphen aus der VgV in der Anlage 3 zusammengestellt. 
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4.2 Vergaberechtliche Bestimmungen der Stadt Augsburg 

Die  Besondere Geschäftsanweisung Bau der Stadt Augsburg (GA-Bau) enthält 
Regelungen für die Durchführung städtischer Baumaßnahmen, die in technischer und 
verwaltungsmäßiger Hinsicht maßgebend sind, und regelt die Abwicklung der 
Vergabeverfahren von Bauleistungen. 

Soweit die GA-Bau keine abweichenden Regelungen enthält, sind für das 
Vergabeverfahren die Richtlinien und Formblätter des Vergabehandbuches Ausgabe 
Bayern (VHB-Bayern) in der jeweils aktuellen Fassung ergänzend anzuwenden.  

Für die Beschaffung und Vergabe von Leistungen (Lieferungen und beschreibbare 
Dienstleistungen) sind die Vorschriften der Besonderen Geschäftsanweisung 
Beschaffung und Vergabe der Stadt Augsburg (GA-Beschaffung und Vergabe) 
anzuwenden.  

Für die Vergabe von freiberuflichen nicht beschreibbaren Leistungen sind die 
Vorschriften der Besonderen Geschäftsanweisung der Stadt Augsburg für 
freiberufliche Leistungen (GA-FL) zu beachten. 

 

4.2.1 Ökologische Kriterien – Verwendung von nachhaltigen Produkten 
 
4.2.1.1 Allgemein 

Bei allen Vergabeverfahren ist darauf zu achten, dass umweltfreundliche Leistungen 
erbracht werden. Es dürfen weder Anlagen erstellt, noch Materialien verwendet oder 
beschafft werden, die Umweltschäden verursachen. Dabei ist besonders darauf zu 
achten, dass Produkte keine umweltschädlichen Stoffe (z.B. Formaldehyd, 
Pentanchlorphenol, Lindan, Kohlenwasserstoffverbindungen) enthalten oder abgeben. 
Die „Umweltrichtlinien Öffentliches Auftragswesen“ der Bayer. Staatsregierung sind für 

den kommunalen Bereich (Anlage 4) verbindlich anzuwenden und dienen daher als 
oberste Richtschnur bei der Beschaffung und Verwendung von Materialien und der 
Vergabe von Aufträgen. Unter anderen sind daher z.B. Produkte mit dem 
Umweltzeichen zu bevorzugen. Für die Realisierung umweltfreundlicher Lösungen 
sind finanzielle Mehrbelastungen und Minderungen der Gebrauchsfähigkeit in 
angemessenen Umfang hinzunehmen. Als Orientierungshilfe für die 
umweltfreundliche Vergabe dient zusätzlich die jeweils neueste Fassung des 
Handbuches des Umweltbundesamtes in Berlin (Handbuch über die Einbindung von 
nachhaltiger öffentlicher Beschaffung in die Aktionspläne für nachhaltige Energie). 

Bei der Erstellung der Vergabeunterlagen, insbesondere der Leistungsbeschreibung, 
sind Gesichtspunkte des Umweltschutzes einschließlich des Energieverbrauchs in der 
Nutzungsphase sowie der Abfallvermeidung und Abfallverwertung zu berücksichtigen. 
Zur angemessenen Beachtung von Umweltschutz- und insbesondere 
Energieeffizienzaspekten können die Anforderungen des Umweltschutzes Blauer 
Engel, des Energy Star, des EU-Umweltzeichens oder vergleichbarer Energie- und 
Umweltzeichen sowie der Durchführungsmaßnahmen nach der EuP-Richtlinie 
herangezogen werden.  
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Für die abschließende Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots sind bei 
Lieferleistungen neben den Anschaffungskosten die voraussichtlichen Betriebskosten 
über die Nutzungsdauer - vor allem die Kosten für den Energieverbrauch der zu 
beschaffenden Geräte – sowie die Abschreibungs- und Entsorgungskosten zu 
berücksichtigen (Lebenszykluskostenprinzip). Der Zuschlag ist dann auf das unter 
Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen.  

Hierzu sind die Vergabeunterlagen ggf. auch auf folgende Punkte hin zu prüfen und 
vergleichend zu bewerten: 

- Langlebigkeit und Reparaturfreundlichkeit, 
- Wiederverwertbarkeit, 
- Vermeidung bzw. Entstehung von weniger oder schadstoffärmeren 

Abfällen, 
- Vermeidung von Emissionen (Lärm, Luft), 
- Vermeidung von Verunreinigungen (Boden, Wasser), 
- Reduzierung von Gefahrstoffen,  
- Ressourcenschonung (Energie, Wasser, Rohstoff), 
- Altstoffanteil (Recyclingprodukte), 
- Verhalten im Brandfall usw., 
- Wirkung auf Menschen, Tiere, Pflanzen und Materialien. 

 

4.2.1.2 Schallschutz 

Auf die Verwendung von Baumaschinen, die erhöhten Schallschutzanforderungen 
genügen, ist hinzuwirken. Wenn in besonderen Fällen erhöhte Schall-
schutzvorkehrungen erforderlich sind (z.B. in der Nähe von Krankenhäusern, 
Schulen), ist in den Vergabeunterlagen die Verwendung besonders geräuscharmer 
Baumaschinen vorzuschreiben, ggf. sind darüber hinaus die Betriebszeiten zu 
beschränken.  
 
4.2.1.3 Asbest-Zement-Produkte 

Aus Gründen des Arbeitsschutzes und des Umweltschutzes ist von der Verwendung 
von Asbestzementprodukten Abstand zu nehmen. Beim Abbruch von Gebäuden, in 
die asbesthaltige Produkte eingebaut sind, ist das Entstehen von Asbeststaub zu 
unterbinden. Auf die Richtlinien für die Bewertung und Sanierung schwachgebundener 
Asbestprodukte in Gebäuden wird verwiesen.  
 
4.2.1.4 Verwendung von PVC-freien Baumaterialen 

Nach Möglichkeit soll die Verwendung von PVC-haltigen Baumaterialien zumindest 
dann eingeschränkt werden, wenn vertretbare materialmäßige Alternativen gegeben 
sind. Die AOD-Stelle soll PVC-haltige Produkte ersetzen, soweit dies technisch 
möglich und wirtschaftlich vertretbar ist.  
 
4.2.1.5 Verwendung von Kompost anstatt Torf 

Bei Bedarf sind anstelle von Torf grundsätzlich Kompost und Kompostmischprodukte 
zu berücksichtigen. Dabei ist darauf zu achten, dass Kompost und 
Kompostmischprodukte auf ihre Unbedenklichkeit überprüft sind. 
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4.2.1.6 Besondere Bestimmungen für Holz 
 
Bei Vergabeverfahren aller Art, welche die Verarbeitung bzw. Beschaffung von 
Hölzern beinhalten, sollen ausschließlich heimische Hölzer verwendet bzw. geliefert 
werden. Die Holzprodukte müssen nachweislich aus legaler und nachhaltiger 
Waldbewirtschaftung stammen. Der Nachweis ist vom Bieter durch Vorlage eines 
Zertifikates von PEFC oder eines vergleichbaren Zertifikates zu erbringen.   
 
4.2.1.7 Verwendung des heimischen Holzes aus den Augsburger Forstrevieren 

Entsprechend des Beschlusses des Bauausschusses vom 14.03.1996 (Drs-Nr. 96/77) 
soll zur Steigerung der Verwendung des heimischen Holzes aus den Augsburger 
Forstrevieren bei entsprechenden Ausschreibungen bzw. Freihändigen Vergaben der 
Stadt Augsburg in den Vorbemerkungen der Leistungsverzeichnisse auf die 
Möglichkeit und den Wunsch der Stadt Augsburg hingewiesen werden, Hölzer aus den 
Augsburger Forstrevieren zu verwenden. Holz der Augsburger Forstreviere ist 
nachweislich zu 100 % PEFC-zertifiziert.  
 
4.2.1.8 Vermeidung gentechnisch veränderter Pflanzen auf städtischen Flächen 

Bei der Verpachtung oder Überlassung landwirtschaftlicher Flächen durch städtischer 
Stellen ist die Verwendung gentechnisch veränderter Produktionsmittel 
auszuschließen (Drs.-Nr. 05/99). 

4.2.1.9    Energieeffizienz bei der Planung von Gebäuden 

Bei allen Planungen von Neubauten, Umbauten und Modernisierungen städtischer 
Liegenschaften ist der Planungsleitfaden „Energieeffiziente Energienutzung in 
Bürogebäuden“ einschließlich der dort enthaltenen „10 Gebote für die Planung 
energieeffizienter Bürogebäude“ des Bayerischen Landesamtes für Umwelt und der 
Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Inneren anzuwenden.  
Auf den Planungsleitfaden und Prüfung der „10 Gebote“ sind beauftragte Dritte 
hinzuweisen (Drs.-Nr. 10/531). 

4.2.1.10 Prüfung von Passivhausbauweise und Passivhaus-Komponenten 

In allen Fällen gilt die aktuelle EnEV. Es ist anzustreben, bei Neubauten und 
Sanierungen energieneutrale Bauweise (sehr gute Wärmedämmung, Lüftung und 
Wärmerückgewinnung, Photovoltaik-Nutzung) einzusetzen. Sollte dies nicht 
wirtschaftlich erreicht werden können, ist dies im Vergabevermerk zu begründen.  

4.2.1.11 Artenschutz bei Baumaßnahmen 

Vor der Durchführung einer Baumaßnahme durch die AOD-Stelle ist von dieser zu 
prüfen, ob sich an dem betroffenen Gebäude Nistplätze für Vögel oder Behausungen 
für Fledermäuse oder andere besonders geschützte Tiere befinden. Sofern solche 
Nutzungen bestehen, ist von der AOD-Stelle das weitere Vorgehen mit der Unteren 
Naturschutzbehörde (beim Amt für Grünordnung, Naturschutz und Friedhofswesen) 
und dem Bayerischen Landesamt für Umweltschutz abzuklären. Erst nach Abklärung 
der naturschutzfachlichen Belange durch die AOD-Stelle im Benehmen mit der 
Unteren Naturschutzbehörde und dem Landesamt für Umwelt sollte eine Beauftragung 
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erfolgen. Eventuell anfallende Kosten aufgrund der naturschutzfachlichen 
ergänzenden Maßnahmen sind Kosten der Maßnahme. 
 
4.2.1.12 Klimaschutzkompensation bei unvermeidbaren städtischen Dienstflügen 
 
Für Dienstflüge städtischer Mitarbeiter sowie offizielle Flüge von Stadtratsmitgliedern 
wird eine Klimakompensationszahlung geleistet. Vorher ist zu prüfen, ob die Wahl 
des Flugzeuges als Verkehrsmittel unbedingt erforderlich ist. Kurzstreckenflüge 
sollen generell vermieden werden. Den städtischen Beteiligungsunternehmen wird 
nahegelegt, ebenso zu verfahren (OB-Verfügung vom 19.03.2008). 
 
4.2.1.13 Erdgasfahrzeuge bei Fahrzeugbeschaffungen 
 
Bei Neubeschaffungen von Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen im Bereich der 
Stadtverwaltung sind vorrangig Erdgasfahrzeuge zu beschaffen; auch den 
städtischen Beteiligungsunternehmen wird die vorrangige Beschaffung von 
Erdgasfahrzeugen nahegelegt (OB-Rundschreiben 7/2006). 
 
4.2.1.14 Senkung des Papiergebrauchs und Verwendung von Recyclingpapier 
 
Mit Beschluss Drs.-Nr. 08/687 sind Stadtverwaltung, Schulen, Eigenbetriebe sowie 
die Eigenbeteiligen gehalten, alle Möglichkeiten zur Senkung des Papierverbrauchs 
zu nutzen, den Anteil an Recyclingpapier auf mindestens 75% zu erhöhen und bei 
Frischfaserpapier nur zertifiziertes Frischfaserpapier mit FSC- oder PEFC-Siegel zu 
verwenden. Recyclingpapier ist erkennbar z.B. am Umweltzeichen Blauer Engel. 
 
4.2.1.15 Umwelt- und sozialverträgliche Organisation von Veranstaltungen 
 
Bei der Organisation von Konferenzen und Veranstaltungen gibt der Leitfaden 
"Nachhaltige Organisation von Veranstaltungen" des Umweltbundesamtes (3. 
überarbeitete Auflage 2015) Hilfestellungen in einer Vielzahl von Handlungsfeldern - 
von Mobilität und Räumlichkeiten bis hin zu Gastgeschenken und Kommunikation. 
Gemäß Beschluss Drs.-Nr. 07/92 sind bei städtischen Empfängen und 
Veranstaltungen zu 100% Biolebensmittel einzusetzen. Außerdem ist auf 
Regionalität und Saisonalität zu achten. 
 
4.2.1.16 Gesunde Ernährung - Biostadt Augsburg 
 
Mit Beschluss Drs.-Nr. 07/92 sind in städtischen Einrichtungen bis zu 30% 
ökologische Lebensmittel einzusetzen und verstärkt regionale und saisonale 
Lebensmittel zu verwenden. Augsburg ist seit 2015 Gründungsmitglied im deutschen 
Netzwerk "Bio-Städte, -Gemeinden und -Landkreise" (Beschluss 14/02085). Dies 
beinhaltet die Verpflichtung zur Förderung des Einsatzes von Bio-Lebensmitteln mit 
kurzen Transportwegen in städtischen Einrichtungen (wie z.B. Kantinen, 
Kindergarten-, Kindertagesstäten- und Schulverpflegung), bei städtischen 
Veranstaltungen und Märkten, unter Ausgewogenheit von pflanzlichen und tierischen 
Produkten; die Betreuung und Förderung der Neuansiedlung von Unternehmen aus 
der Biobranche/Lebensmittelbranche sowie die Bevorzugung von Biobetrieben bei 
der Neuverpachtung landwirtschaftlicher Nutzflächen in kommunalem Eigentum, 
sofern keine sachlichen und rechtlichen Gründe für eine anderweitige Vergabe 
sprechen.  
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4.2.2 Soziale Kriterien 

Bei der Vergabe von Aufträgen an Behindertenwerkstätten wird auf das jeweils 
aktuelle OB-Rundschreiben verwiesen.  

Zum Thema „Aktiv gegen Kinderarbeit – Vermeidung der Beschaffung von Produkten 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit bei der Stadt Augsburg und ihren 
Beteiligungsunternehmen“ wird auf den Beschluss des Stadtrates vom 26.01.2006 
(Dr.-Nr. 06/314) verwiesen. 

Folgende Produkte sind von ausbeuterischer Kinderarbeit gemäß IAO 182 betroffen: 

• Sportartikel (Bälle, Kleidung) und Spielwaren, 
• Teppiche, Wohn- und Kleidungstextilien, Lederwaren, 
• Natursteine (Grabsteine), Pflastersteine, Diamanten, 
• Produkte aus Holz, 
• Agrarprodukte wie Kakao, Orangensaft, Südfrüchte, Tee oder Kaffee, 
• Fischereiprodukte wie Garnelen, Shrimps usw.,  
• Feuerwerkskörper, Zündhölzer, 
• elektrische Bauteile oder Produkte.  

 
Falls das Angebot diese Produkte beinhaltet und in Asien, Afrika oder Lateinamerika 
hergestellt oder bearbeitet wird, sind entsprechende Nachweise erforderlich bzw. ist 
eine Erklärung abzugeben. Eine Übersicht bietet der Gütezeichenfinder des „Kompass 
Nachhaltigkeit“ des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung und der Kompetenzstelle  für nachhaltige Beschaffung des 
Beschaffungsamtes des Bundesministerium des Innern. 
 
Mit Beschluss Drs.-Nr. 10/112 „Fair-Trade-Stadt“ ist festgelegt, dass in Stadtrats- und 
Ausschusssitzungen sowie im OB-Büro fair gehandelter Kaffee anzubieten ist. 
 
Der Begriff „fair“ ist rechtlich nicht geschützt. Die EU-Kommission hat in der Mitteilung 
KOM(2009) 215 eine Definition des Fairen Handels herausgegeben, aus der sich 
folgende Kriterien ableiten lassen: Bei der Herstellung müssen die acht IAO-
Kernarbeitsnormen eingehalten werden. Der Preis muss einen fairen Lohn beinhalten, 
der die Kosten für die nachhaltige Erzeugung und den Lebensunterhalt der 
Produzenten deckt. Transparenz und Rückverfolgbarkeit müssen entlang der 
gesamten Lieferkette garantiert sein. Die Einhaltung dieser Kriterien muss kontrolliert 
werden. 
 

5. Strategien zur Umsetzung  
 
Das geltende Vergaberecht bietet verschiedene Anknüpfungspunkte zur 
Berücksichtigung von ökologischen-, ökonomischen- und sozialen Aspekten, die sich 
auch gegenseitig ergänzen können: 
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5.1 Bedarfsanalyse und Auswahl des Auftragsgegenstandes 
 

Der Vergabe ist eine detaillierte Bedarfsanalyse voranzustellen. Im Ergebnis ist zu 
entscheiden, durch welche Produkte oder welche Dienstleistungen die aus 
Wirtschaftlichkeits-, Sozial-, Umwelt- und Energieeffizienzsicht die beste 
Problemlösung erreicht werden kann. Die AOD-Stelle kann - unter Beachtung des 
Diskriminierungsverbots - selbst darüber entscheiden, für welche Produkte und 
Dienstleistungen sie eine Vergabe durchführen möchte, um den Bedarf wirtschaftlich 
zu decken. Hierzu kann sie den Auftragsgegenstand wählen, der Umwelt- und 
insbesondere Energieeffizienzaspekte berücksichtigt, und diesen in der späteren 
Leistungsbeschreibung näher definieren. 

 

5.2 Leistungsbeschreibung 
 
Dreh- und Angelpunkt für die Vergabe  sozialverantwortlicher und umweltfreundlicher, 
insbesondere energieeffizienter Produkte und Dienstleistungen ist die 
Leistungsbeschreibung, das heißt, der Teil der Vergabeunterlagen, in dem die AOD-
Stelle bestimmt, was Gegenstand der Vergabe ist (z.B. Bau und Betrieb eines Kohle-, 
Wasser- oder Solarkraftwerks für die benötigte Stromerzeugung). Es steht der Stadt 
Augsburg frei, die von ihr benötigte Leistung so zu beschreiben, dass Anbieter 
möglichst viel Spielraum haben, sozialverantwortliche und umweltfreundliche, 
insbesondere energieeffiziente Produkte und Dienstleistungen anzubieten. Hierzu 
eignen sich insbesondere funktionale Leistungsbeschreibungen, in denen die 
Leistungen durch eine Darstellung ihres Zwecks, ihrer Funktion sowie der an sie 
gestellten Anforderungen beschrieben werden. Beschrieben werden somit nicht die 
konstruktiven Details des Produktes oder der Dienstleistung, sondern die gewünschte 
Funktionalität - also das Ergebnis (z.B. Ausschreibung eines energieeffizienten 
und/oder emissionsarmen ÖPNV-Systems).  
In die Leistungsbeschreibung können durch Verwendung technischer Spezifikationen, 
die auch in Umweltzeichen definiert sind, Umwelt- und insbesondere 
Energieeffizienzaspekte einfließen. Es können zum Beispiel die Anforderungen der 
europäischen Energieverbrauchskennzeichnung, der Durchführungsmaßnahmen 
nach der ErP-Richtlinie oder freiwilliger Kennzeichnungsprogramme wie Blauer Engel, 
Europäisches Umweltzeichen, Energy Star oder andere gleichwertige 
Energieverbrauchs- und Umweltzeichen als Referenz für die Aufstellung von 
Energieeffizienzkriterien herangezogen werden. Von besonderer Bedeutung sind nach 
der Zielsetzung dieser GA-Nachhaltige Vergaben Anforderungen, die der Realisierung 
energiepolitischer Ziele und dem Klimaschutz dienen. Mit den technischen 
Spezifikationen sollen die umweltfreundlichsten und insbesondere 
energieeffizientesten am Markt erhältlichen Produkte und Dienstleistungen ermittelt 
und damit ein hohes Anspruchsniveau gewährleistet werden. Es ist zulässig, wenn 
sich aus der Entscheidung über den Auftragsgegenstand und seiner Definition in der 
Leistungsbeschreibung Anforderungen an das Produktionsverfahren ergeben (ein 
Beispiel wäre die Beschreibung der Leistung als „Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen"). Dies ist dann durch die Art der zu vergebenden Leistung 
gerechtfertigt, da dadurch objektiv der ressourcenschonende Einsatz von 
Produktionsmitteln gewährleistet wird und die Vergabe damit unter Beachtung der 
Lebenszykluskosten auch wirtschaftlich sein kann. Bezeichnungen für bestimmte 
Erzeugnisse oder Verfahren (z.B. Markennamen) dürfen ausnahmsweise, jedoch nur 
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mit dem Zusatz „oder gleichwertiger Art" verwendet werden. Für Vergaben oberhalb 
der Schwellenwerte wird auf die VgV verwiesen. 
Die AOD-Stelle soll von den Bietern ein umweltfreundliches, insbesondere energie-
effizientes Verhalten bei der Ausführung des Auftrages fordern, solange es sich um 
Bedingungen handelt, die sich auf die Auftragsausführung beziehen und im sachlichen 
Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen. Allgemeine Anforderungen an 
das Verhalten oder die Unternehmenspolitik des Auftragnehmers sind dagegen 
unzulässig. Bei Wareneinkäufen können als umweltfreundliche und insbesondere 
energieeffizienzbezogene Ausführungsbedingungen in geeigneten Fällen zum 
Beispiel Bedingungen an die umweltfreundliche Verpackung, an die Rücknahme von 
Abfall bzw. von Geräten nach Beendigung der Nutzungszeit oder an die Schulung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Auftragnehmers über Umwelt- und insbesondere 
Energieeffizienzaspekte gestellt werden. 
 

5.3 Eignungskriterien 
 
Im Rahmen der Eignungsprüfung kann die AOD-Stelle von den Bietern und Bewerbern 
zum Nachweis ihrer technischen Leistungsfähigkeit verlangen, dass das zu 
beauftragende Unternehmen bestimmte Normen für das Umwelt- und 
Energiemanagement erfüllt, sofern diese für die Ausführung des Auftrags relevant 
sind. Geeignete Nachweise sind eine Zertifizierung nach europäischen oder 
internationalen Normen wie zum Beispiel nach EMAS oder nach ISO Norm 50001 zu 
Energiemanagementsystemen. Gleichwertige Nachweise für kleine und mittlere 
Unternehmen, die deren besondere Situation berücksichtigen, sind 
Energiemanagementsysteme, die den Anforderungen nach dem Standard DIN EN 
16247-1 (Merkmale und Anforderungen an ein Energieaudit) entsprechen. Für Holz 
oder Holzprodukte ist auf ein PEFC- oder FSC-Siegel zu achten.  
 
5.4 Wertungskriterien 
 
Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste 
Angebot zu erteilen. Maßgebend sind dabei neben dem Preis die für die Wertung der 
Angebote vorgesehenen Aspekte, zu denen z.B. Umwelteigenschaften und 
Betriebskosten gehören. Umweltaspekte sind als Zuschlagskriterien zulässig, wenn 
sie in Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen. Eine 
Wirtschaftlichkeitsbewertung, die den gesamten Lebenszyklus erfasst, also auch 
langfristig niedrige Betriebskosten mit einbezieht, kann zu einem anderen Ergebnis 
führen als eine Betrachtung, in der die reinen Investitionskosten ausschlaggebend 
sind. Dies ist insbesondere bei Energie verbrauchenden Geräten von Bedeutung. 
Beispielsweise weisen energieeffiziente elektronische Geräte oder Beleuchtungsmittel 
oft höhere Kosten bei der Erstinvestition auf, wegen der niedrigeren Kosten während 
der Nutzungsphase werden diese Mehrkosten aber in der Regel amortisiert oder sogar 
überkompensiert. Alle Zuschlagskriterien müssen im Bereich oberhalb der EU-
Schwellenwerte in der Vergabebekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
genannt und gewichtet bzw. - wenn eine Gewichtung nicht möglich ist - in der 
absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung festgelegt werden. Bei der Wertung der 
Angebote dürfen bei Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte nur Kriterien, die in 
der Vergabebekanntmachung bzw. den Vergabeunterlagen genannt wurden, 
herangezogen werden. 
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5.5 Zulassung von Nebenangeboten 
 
Nebenangebote sind im Falle einer verstärkt konstruktiven Leistungsbeschreibung 
herkömmlicher Lösungen eine gute Möglichkeit für die AOD-Stelle, umweltfreundliche, 
insbesondere energieeffiziente Varianten in das Verfahren einzubeziehen (z.B. 
Produkte, die besonders wenig Energie verbrauchen oder für die Nutzung 
erneuerbarer Energien besonders geeignet sind). Wenn die AOD-Stelle 
Nebenangebote wünscht, ausdrücklich zulassen oder ausschließen will, so muss sie 
dies in der Aufforderung zur Angebotsabgabe angeben.  

6 Inkrafttreten 
 
Die GA-Nachhaltige Vergaben tritt am 12.04.2017 in Kraft. 
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Anlage 2 
 
 
Ausgewählte Paragraphen des GWB in Bezug auf Nachhaltigkeit 
 
§ 97 Grundsätze der Vergabe 

(3)  Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte nach Maßgabe dieses Teils berücksichtigt. 

 
§ 118 Bestimmten Auftragnehmern vorbehaltene öffentliche Aufträge 

(1)  Öffentliche Auftraggeber können das Recht zur Teilnahme an Vergabeverfahren 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und Unternehmen vorbehalten, deren 
Hauptzweck die soziale und berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen oder 
von benachteiligten Personen ist, oder bestimmen, dass öffentliche Aufträge im Rahmen 
von Programmen mit geschützten Beschäftigungsverhältnissen durchzuführen sind. 

 
§ 124 Fakultative Ausschlussgründe 

1. wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 

 
§ 127 Zuschlag 

(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Grundlage dafür ist eine 
Bewertung des öffentlichen Auftraggebers, ob und inwieweit das Angebot die 
vorgegebenen Zuschlagskriterien erfüllt. Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich 
nach dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung können neben dem 
Preis oder den Kosten auch qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte 
berücksichtigt werden. 

 
§ 128 Auftragsausführung 

(1) Unternehmen haben bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags alle für sie 
geltenden rechtlichen Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere Steuern, Abgaben und 
Beiträge zur Sozialversicherung zu entrichten, die arbeitsschutz-rechtlichen Regelungen 
einzuhalten und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wenigstens diejenigen 
Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu gewähren, die nach 
dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den Wirkungen des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrag oder 
einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder einer nach § 3a 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung für die 
betreffende Leistung verbindlich vorgegeben werden. 
 
(2) Öffentliche Auftraggeber können darüber hinaus besondere Bedingungen für die 
Ausführung eines Auftrags (Ausführungsbedingungen) festlegen, sofern diese mit dem 
Auftragsgegenstand entsprechend § 127 Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen ergeben.  
 
Sie können insbesondere wirtschaftliche, innovationsbezogene, umweltbezogene, soziale 
oder beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der Vertraulichkeit von 
Informationen umfassen. 
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§ 152 Anforderungen im Konzessionsvergabeverfahren 

(1) Zur Leistungsbeschreibung ist § 121 Absatz 1 und 3 entsprechend anzuwenden. 
 

(2) Konzessionen werden an geeignete Unternehmen im Sinne des § 122 vergeben. 
 

(3) Der Zuschlag wird auf der Grundlage objektiver Kriterien erteilt, die sicherstellen, dass 
die Angebote unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewertet werden, sodass ein 
wirtschaftlicher Gesamtvorteil für den Konzessionsgeber ermittelt werden kann. Die 
Zuschlagskriterien müssen mit dem Konzessionsgegenstand in Verbindung stehen und 
dürfen dem Konzessionsgeber keine uneingeschränkte Wahlfreiheit einräumen. Sie 
können qualitative, umweltbezogene oder soziale Belange umfassen. 
Die Zuschlagskriterien müssen mit einer Beschreibung einhergehen, die eine wirksame 
Überprüfung der von den Bietern übermittelten Informationen gestatten, damit bewertet 
werden kann, ob und inwieweit die Angebote die Zuschlagskriterien erfüllen. 
 
(4) Die Vorschriften zur Auftragsausführung nach § 128 und zu den zwingend zu 
berücksichtigenden Ausführungsbedingungen nach § 129 sind entsprechend 
anzuwenden. 

 



 

1 
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Anlage 3 
 
Ausgewählte Paragraphen der VgV in Bezug auf Nachhaltigkeit 
 
 
§ 31 Leistungsbeschreibung 

(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst die Leistungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen) in einer Weise, dass sie allen Unternehmen den 
gleichen Zugang zum Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung des nationalen 
Beschaffungsmarktes für den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise behindert. 
 
(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des Auftragsgegenstandes zu 
beschreiben: 

 
(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess oder die 
Methode zur Herstellung oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes Stadium im 
Lebenszyklus des Auftragsgegenstandes einschließlich der Produktions- und Lieferkette 
beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile der Leistung sind, 
sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand stehen und zu dessen 
Wert und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind. 
 

§ 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien 

(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
 
(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage des besten 
Preis-Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können auch 
qualitative, umweltbezogene oder soziale Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, 
insbesondere: 
 
1. die Qualität, einschließlich technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit 
der Leistung insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer Übereinstimmung mit 
Anforderungen des "Designs für Alle", soziale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und Handelsbedingungen, 
 
Der öffentliche Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten vorgeben, sodass das 
wirtschaftlichste Angebot ausschließlich nach qualitativen, umweltbezogenen oder 
sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird. 

 
§ 59 Berechnung von Lebenszykluskosten 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann vorgeben, dass das Zuschlagskriterium "Kosten" 
auf der Grundlage der Lebenszykluskosten der Leistung berechnet wird. 
(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt die Methode zur Berechnung der 
Lebenszykluskosten und die zur Berechnung vom Unternehmen zu übermittelnden 
Informationen in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an.  
 
Die Berechnungsmethode kann umfassen 

1. die Anschaffungskosten, 
2. die Nutzungskosten, insbesondere den Verbrauch von Energie und anderen 

Ressourcen, 
 3. die Wartungskosten, 

3. Kosten am Ende der Nutzungsdauer, insbesondere die Abholungs-, Entsorgungs- 
oder Recyclingkosten, oder 
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4. Kosten, die durch die externen Effekte der Umweltbelastung entstehen, die mit der 
Leistung während ihres Lebenszyklus in Verbindung stehen, sofern ihr Geldwert 
nach Absatz 3 bestimmt und geprüft werden kann; solche Kosten können Kosten 
der Emission von Treibhausgasen und anderen Schadstoffen sowie sonstige 
Kosten für die Eindämmung des Klimawandels umfassen. 

 
(1) Die Methode zur Berechnung der Kosten, die durch die externen Effekte der 

Umweltbelastung entstehen, muss folgende Bedingungen erfüllen: 
 

1. Sie beruht auf objektiv nachprüfbaren und nichtdiskriminierenden Kriterien; ist die 
Methode nicht für die wiederholte oder dauerhafte Anwendung entwickelt worden, darf sie 
bestimmte Unternehmen weder bevorzugen noch benachteiligen, 
2. sie ist für alle interessierten Beteiligten zugänglich, und 
3. die zur Berechnung erforderlichen Informationen lassen sich von Unternehmen, die 
ihrer Sorgfaltspflicht im üblichen Maße nachkommen, einschließlich Unternehmen aus 
Drittstaaten, die dem Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen von 1994 
(ABl. C 256 vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das Protokoll zur Änderung des 
Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 
2) oder anderen, für die Europäische Union bindenden internationalen Übereinkommen 
beigetreten sind, mit angemessenem Aufwand bereitstellen. 
(2) Sofern eine Methode zur Berechnung der Lebenszykluskosten durch einen Rechtsakt 

der Europäischen Union verbindlich vorgeschrieben worden ist, hat der öffentliche 
Auftraggeber diese Methode vorzugeben. 

 
§ 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote 

(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines Angebots im Verhältnis zu der zu 
erbringenden Leistung ungewöhnlich niedrig, verlangt der öffentliche Auftraggeber vom 
Bieter Aufklärung. 
(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft die Zusammensetzung des Angebots und 
berücksichtigt die übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann insbesondere betreffen: 

 L 
die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, insbesondere der für das Unternehmen geltenden umwelt-
, sozial und arbeitsrechtlichen Vorschriften, L 

 
§ 68 Beschaffung von Straßenfahrzeugen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber muss bei der Beschaffung von Straßenfahrzeugen 
Energieverbrauch und Umweltauswirkungen berücksichtigen. Zumindest müssen hierbei 
folgende Faktoren, jeweils bezogen auf die Gesamtkilometerleistung des 
Straßenfahrzeugs im Sinne der Tabelle 3 der Anlage 2, berücksichtigt werden: 
 

1. Energieverbrauch, 
2. Kohlendioxid-Emissionen, 
3. Emissionen von Stickoxiden, 
4. Emissionen von Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und 
5. partikelförmige Abgasbestandteile. 

 
(2) Der öffentliche Auftraggeber erfüllt die Verpflichtung nach Absatz 1 zur Be-
rücksichtigung des Energieverbrauchs und der Umweltauswirkungen, indem er 
 

1. Vorgaben zu Energieverbrauch und Umweltauswirkungen in der 
Leistungsbeschreibung macht oder 

2. den Energieverbrauch und die Umweltauswirkungen von Straßenfahrzeugen als 
Zuschlagskriterien berücksichtigt. 

 



Seite 3 von 3 

 

(3) Sollen der Energieverbrauch und die Umweltauswirkungen von Straßenfahrzeugen 
finanziell bewertet werden, ist die in Anlage 3 definierte Methode anzuwenden. Soweit die 
Angaben in Anlage 2 dem öffentlichen Auftraggeber einen Spielraum bei der Beurteilung 
des Energiegehaltes oder der Emissionskosten einräumen, nutzt der öffentliche 
Auftraggeber diesen Spielraum entsprechend den lokalen Bedingungen am Einsatzort 
des Fahrzeugs. 
 
(4) Von der Anwendung der Absätze 1 bis 3 sind Straßenfahrzeuge ausgenommen, die 
für den Einsatz im Rahmen des hoheitlichen Auftrags der Streitkräfte, des 
Katastrophenschutzes, der Feuerwehren und der Polizeien des Bundes und der Länder 
konstruiert und gebaut sind (Einsatzfahrzeuge). Bei der Beschaffung von 
Einsatzfahrzeugen werden die Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 3 berücksichtigt, 
soweit es der Stand der Technik zulässt und hierdurch die Einsatzfähigkeit der 
Einsatzfahrzeuge zur Erfüllung des in Satz 1 genannten hoheitlichen Auftrags nicht 
beeinträchtigt wird. 
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